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Gericht stärkt Luftschutz:
Bundesregierung muss Maßnahmen

überarbeiten
Die Bundesregierung muss ihr Luftreinhalteprogramm

überarbeiten, entschied das Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg. Maßnahmen sind unzureichend.

Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat
entschieden, dass die Bundesregierung ihr Nationales
Luftreinhalteprogramm überarbeiten muss. Dies bedeutet, dass
die bereits festgelegten Maßnahmen nicht ausreichen, um die
europäischen Anforderungen zur Reduzierung von
Luftschadstoffen zu erfüllen. Die Richterinnen und Richter
kritisierten, dass im Programm teils veraltete Daten verwendet
wurden, was die Wirksamkeit der Maßnahmen infrage stellt.

Wichtigkeit der Luftreinhaltung

Eine saubere Luft ist für die Gesundheit der Bevölkerung von
entscheidender Bedeutung. Luftschadstoffe wie Ammoniak,
Feinstaub, Schwefeldioxid und Stickstoffoxid können ernsthafte
gesundheitliche Risiken hervorrufen. Daher sind die neuen
Anforderungen an die Bundesregierung von großer
gesellschaftlicher Relevanz, insbesondere in Zeiten des
Klimawandels.

Relevanz der Klage der Umwelthilfe

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat in diesem Kontext eine
herausragende Rolle gespielt. Laut ihrem Bundesgeschäftsführer
Jürgen Resch handelt es sich um einen historischen Moment für



den Umweltschutz in Deutschland. Zum ersten Mal wurde die
Regierung dazu aufgefordert, schnelle und wirksame
Maßnahmen zur Reduktion von Luftschadstoffen umzusetzen.
Dies umfasst auch die Forderung nach einem bundesweiten
Tempolimit auf den Autobahnen, um kurzfristig den Ausstoß von
Stickstoffoxid zu senken.

Fehlerhafte Prognosen im Programm

Die Richterin Ariane Holle wies darauf hin, dass das aktuelle
Programm auf fehlerhaften Prognosen basiert. So sei wichtige
Neuigkeiten, wie die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes, die
den Betrieb von Holzpelletheizungen erlaubt, nicht
berücksichtigt worden. Diese Heizungen können jedoch die
Luftqualität erheblich verschlechtern. Auch die Annahme, dass
bis Ende 2029 alle Kohlekraftwerke abgeschaltet werden,
erweist sich als unrealistisch.

Ausblick auf zukünftige Maßnahmen

Der Senat hat der Bundesregierung nun aufgetragen, bis 2024
neue Maßnahmen zu ergreifen, um die EU-Ziele zu erreichen.
Während die Entscheidung des Gerichts noch nicht rechtskräftig
ist, bleibt die Hoffnung, dass bald Gespräche zwischen den
betroffenen Ministerien stattfinden werden. Das Ziel ist klar:
Eine nachhaltige Verbesserung der Luftqualität in Deutschland.

Fazit: Gemeinschaftliche Verantwortung

Die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Luftreinhaltung
spiegeln eine größere Herausforderung wider, vor der
Deutschland und viele andere Länder stehen. Bürger, Politiker
und Unternehmen müssen gemeinsam Lösungen entwickeln, um
den Herausforderungen des Klimawandels entgegenzutreten
und die Luftqualität nachhaltig zu verbessern. Die
gegenwärtigen Rechtsprechungen und Forderungen könnten ein
Wendepunkt in der deutschen Umweltpolitik darstellen und



zeigen, dass ein Handeln notwendig ist.
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